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Tagungen

69. Wissenschaftlicher Kongress des BVÖGD 
und des BZÖG

„Der Öffentliche Gesundheitsdienst –Mitten in der 
Gesellschaft“

04.-06.04.2019
Kassel

Veranstalter: Landesverband Hessen der Ärzte und 
Zahnärzte des ÖGD e.V., Bundesverband der Ärztinnen 
und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes e.V. 
(BVÖGD), Bundesverband der Zahnärzte des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes e.V. (BZÖG), in Zusammenarbeit mit 
der Gesellschaft für Hygiene, Umweltmedizin und Prä-
ventivmedizin (GHUP)

Der BVÖGD führt jährlich einen wissenschaftlichen 
Kongress zur Öffentlichen Gesundheit durch, an dem ca. 
600 bis 900 Ärztinnen und Ärzte teilnehmen. Der Kongress 
setzt sich unter wechselnden Tagungsschwerpunkten 
mit den Themen Gutachtenwesen, Prävention, Infekti-
onsschutz, Kinder- und Jugendgesundheit, Psychiatrie, 
Umweltmedizin und Zahnmedizin auseinander. Unter 
dem Leitthema „Der Öffentliche Gesundheitsdienst – 
Mitten in der Gesellschaft“ steht 2019 die Prävention 
unter besonderer Berücksichtigung der Rolle des ÖGD 
in der Umsetzung des Präventionsgesetztes im Mittel-
punkt. Informationen zum Programm und zur Anmel-
dung werden auf der Webseite www.bvoegd-kongress.de 
bereitgestellt.

24. Deutsche Präventionstag

„Prävention und Demokratieförderung“

20.-21.05.2019
Berlin

Veranstalter: Deutscher Präventionstag gemeinnützige 
Gesellschaft mbH(DPT), Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)

Der Deutsche Präventionstag wurde für das Arbeits-
feld der Kriminalprävention gegründet mit dem Ziel, Kri-
minalprävention ressortübergreifend, interdisziplinär und 
in einem breiten gesellschaftlichen Rahmen darzustellen 
und zu stärken. Neben der Kriminalprävention reicht das 
Spektrum des Kongresses von der Suchtprävention, der 
Verkehrsprävention bis hin zu den verschiedenen Präven-
tionsbereichen im Gesundheitswesen. Schwerpunkt des 
24. Deutschen Präventionstags ist Prävention und Demo-
kratieförderung. Demokratie setzt die Rahmenbedingun-
gen für präventives Handeln. Sie ist sowohl die Basis wie 
auch der Motor von Prävention. Im Bereich der Prävention 
von Gewalt und Radikalisierung ist die Förderung von 
Demokratie zudem ein zentrales Mittel. Weitere Informa-
tionen zum Programm und zur Anmeldung sind auf der 
Webseite www.praeventionstag.de/nano.cms/jahreskon-
gress zu finden.

Hauptstadtkongress Medizin und Gesundheit 
2019

„Gesundheitspolitik, Gesundheitsversorgung, Gesund-
heitsberufe in Zeiten des digitalen Wandels“

21.-23.05.2019
Berlin

Veranstalter: WISO S.E. Consulting GmbH

Der digitale Fortschritt ermöglicht theoretisch Verbes-
serungen und Qualitätssteigerungen in der Gesund-
heitsversorgung: die Entschlüsselung genetischer 
Krankheitsursachen, den Zuschnitt von Therapien auf das 
Genom einzelner Individuen, die Reduzierung tödlicher 
Krankheiten auf chronische Leiden. An der Umsetzung 
fehlt es noch: die elektronische Patientenakte wird noch 
entwickelt, die gesetzlichen Rahmenbedingungen, tech-
nische Standards und auch die Anpassung der entspre-
chenden Berufsbilder in Medizin und Pflege stehen noch 
nicht fest. Auf dem Hauptstadtkongress 2019  werden 
Vertreterinnen und Vertreter aus der Gesundheitspolitik 
gemäß dem Tagungsmotto „Gesundheitspolitik, Gesund-
heitsversorgung, Gesundheitsberufe in den Zeiten des 
digitalen Wandels“ dazu diskutieren. Die Webseite www.
hauptstadtkongress.de informiert über Programm und 
Anmeldung.
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Zi-Congress Versorgungsforschung 2019

„Wie werden wir besser? Globales Lernen und regionales 
Handeln in der Versorgungsforschung“

05.-06.06.2019
Berlin

Veranstalter: Zentralinstitut für die kassenärztliche 
Versorgung in der Bundesrepublik Deutschland (ZI), 
in Kooperation mit der Arbeitsgemeinschaft der Wis-
senschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V. 
(AWMF), Deutsches Netzwerk Versorgungsforschung e.V., 
und Technologie- und Methodenplattform für die ver-
netzte medizinische Forschung e.V. (TMF)

Unter dem Namen „Zi-Congress“ soll eine dauerhafte 
Veranstaltungsreihe etabliert werden, die alle zwei Jahre 
durchgeführt wird. So findet der Kongress nach 2015 und 
2017 nun zum dritten Mal statt. Regionale Besonderheiten 
und demografische Veränderungen haben Einfluss auf die 
medizinische Versorgung, das Patientenverhalten und das 
Leistungsspektrum der Ärzte. Vor diesem Hintergrund bringt 
der Zi-Congress Expertinnen und Experten, Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler, Ärztinnen und Ärzte sowie 
Vertretungen der Selbstverwaltungsorgane und Gesund-
heitspolitiker zusammen. Im Vordergrund steht dabei das 
Ziel, die Zukunft der Versorgung nachhaltig und sicher zu 
gestalten. Konferenzsprachen sind Deutsch und Englisch 
mit Simultanübersetzung. Weitere Informationen zur Ver-
anstaltung finden Sie auf der Webseite: www.zi-congress.de

Related Links
Die Koordinierungsbehörde der Vereinten Nationen für 
das internationale öffentliche Gesundheitswesen ist die 
Weltgesundheitsorganisation (WHO). Die Homepage der 
WHO verzeichnet Kapitel zu unterschiedlichen Gesund-
heitsthemen u.a. auch zu Gewalt, zu gesundheitsrele-
vanten Informationen über einzelne Regionen, sowie 
zu aktuellen Nachrichten. Auf der Webseite www.who.
int/violence_injury_prevention/violence/en sind einlei-
tende Fakten zur Gewaltprävention dargestellt, außer-
dem finden sich Informationen und Verlinkungen auf 
Kindesmissbrauch, Gewalt gegen Kinder, Jugendgewalt, 
Gewalt durch Beziehungspartner, Gewalt gegen Senioren, 
Gewalt in Krankenhäusern und Autoaggression. Dies wird 
ergänzt um eine Liste von Publikationen und Quellen 
zum Thema und Verlinkungen zu Kampagnen und Koope-
rationen: u.a. auf die Violence Prevention Alliance (VPA, 
www.who.int/violenceprevetnion/en/). Die VPA ist ein 

internationales Netzwerk der WHO gegen Gewalt von 
Regierungs-, Nicht-Regierungs- und privaten Organisatio-
nen auf kommunaler, regionaler, nationaler und interna-
tionaler Ebene mit dem Zweck, Gewaltprävention voran 
zu treiben und die Opferversorgung zu verbessern.

Der Landespräventionsrat Niedersachsen (LPR) ist ein 
eigenständiges Beratungsorgan der Landesregierung 
sowie örtlicher Gremien und hat das Ziel, Kommunen 
bei ihrer Kriminalpräventionsarbeit zu unterstützen, 
miteinander zu vernetzen und die Haltung der gesamtge-
sellschaftlichen Prävention zu fördern. Der LPR verlinkt 
unter www.lpr.niedersachsen.de/nano.cms/praevention-
slinks zu weiteren Landespräventionsgremien. Außerdem 
werden Informationen und Verlinkungen bereitgestellt zu 
Tagungen, Publikationen und Datenbanken. Die Grüne 
Liste Prävention (www.gruene-liste-praevention.de) ist 
eine Online-Datenbank für empfehlenswerte Präventions-
programme, die vor allem entwickelt wurde für Anwen-
derinnen und Anwender der Methode „Communities That 
Care“ (CTC). CTC wurde entwickelt, um in Kommunen, 
Gemeinden und Stadtteilen die Rahmenbedingungen für 
ein sicheres und gesundes Aufwachsen von Kindern und 
Jugendlichen zu verbessern. Mit dieser Methode kann pro-
blematischem Verhalten, wie Jugendgewalt, Kriminalität, 
Alkohol- und Drogenmissbrauch, frühzeitigem Schulab-
bruch, Teenager-Schwangerschaften, sowie Depressionen 
und Ängsten entgegen gesteuert werden, bevor es auftritt 
(„Prävention“). Die Grüne Liste Prävention sammelt Pro-
gramme, die zum Ziel haben, der Gewalt, der Kriminalität, 
dem Suchtverhalten und anderen Problemverhaltenswei-
sen von Kindern und Jugendlichen vorzubeugen. Diese 
Programme sind in Bereichen wie der Eltern- und Fami-
lienbildung, der Kompetenzförderung bei Kindern und 
Jugendlichen, in der Kindertagesstätte und der Schule 
oder im sozialen Umfeld der Nachbarschaft angesiedelt. 
Im internationalen Vergleich liegen in Deutschland nur 
wenige hochwertige Evaluationsstudien vor, die zeigen, 
welche Programme tatsächlich wirksam sind. Die vorlie-
gende Datenbank bietet auf der Basis nachvollziehbarer 
Kriterien einen Überblick über empfehlenswerte Präven-
tionsansätze in den Bereichen Familie, Schule, Kinder/
Jugendliche und Nachbarschaft.

Informationen zum Thema sexueller Missbrauch 
werden im Internet u. a. auf folgenden Webseiten zur Ver-
fügung gestellt:

Vom Arbeitsstab des Unabhängigen Beauftragten für 
Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs wird die Seite 
www.beauftragter-missbrauch.de herausgegeben. Sie 
bietet Informationen zur Prävention, zu Hilfsangeboten 
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und zur Aufarbeitung, zum Betroffenenrat und zum recht-
lichen Hintergrund an. Auch die bundesweite Initiative 
„Trau dich!“ ist Teil der Strategie der Bundesregierung zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexueller Gewalt 
und Ausbeutung. Sie setzt die Ergebnisse des Runden 
Tisches „Sexueller Kindesmissbrauch und Empfehlungen 
des Abschlussberichtes der Geschäftsstelle des Unabhän-
gigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Missbrauchs“ 
um. Der Fokus der Initiative liegt auf Information, Stär-
kung und Förderung von Kindern. Die vier Bausteine der 
Initiative – eine interaktive und multimediale Theaterauf-
führung, die Unterstützung von Fachkräften und Eltern 
auch durch die Sub Domain www.multiplikatoren.trau-
dich.de, das Online-Portal www.trau-dich.de sowie beglei-
tende Broschüren – sind eng miteinander verbunden. Auf 
Grundlage der Kooperation mit Bildungseinrichtungen 
und Partnern auf kommunaler und Landesebene werden 
Präventionsmaßnahmen insbesondere in der Schule 
umgesetzt. Durch die Einbindung der zuständigen Lan-
desministerien und aller Akteure wie Schul-, Jugend- oder 
Gesundheitsamt, den allgemeinen und spezialisierten 
Beratungsstellen kann eine flächendeckende und dauer-
hafte Verankerung gewährleistet werden. Auf diesem Wege 
trägt „Trau dich!“ gleichzeitig zu einer Sensibilisierung der 
Gesellschaft und Versachlichung der Gesamtthematik bei.

In der Gesundheitsversorgung Tätige erhalten im Inter-
net Informationen und Hilfestellung zum Thema Gewalt 
u. a. auf folgenden Seiten:

„Befund: Gewalt“ ist ein Kooperationsprojekt einer 
Arbeitsgruppe des Public Health Zentrums der Hoch-
schule Fulda und des Instituts für Rechtsmedizin des 
Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf. Die Webseite 
www.befund-gewalt.de richtet sich an in der Gesund-
heitsversorgung Tägige, die mit Menschen konfrontiert 
sind, die möglicherweise Opfer von Gewalt sein könnten. 
Die Seite versteht sich als Online-Hilfe für das Erkennen 
und die gerichtsverwertbare Dokumentation von (körper-
lichen) Folgen von Gewalt, sie bietet Zugang zu relevanten 
Informationen und Detailwissen. Die Seite bietet Hilfestel-
lung von der ersten Ansprache von Verdachtsmomenten, 
über Beratungsstellen und den weiteren Verlauf bei mög-
lichen Ermittlungsverfahren. Es werden Dokumentations-
bögen und Formulierungshilfen zur Verfügung gestellt.

Im S.I.G.N.A.L. e.V. (Intervention im Gesundheitsbereich 
gegen häusliche und sexualisierte Gewalt) arbeiten Mitar-
beitende der Gesundheitsversorgung und der Zufluchts- 
und Beratungsarbeit zusammen. Sie engagieren sich für die 
Beachtung von Gewalterfahrungen in der gesundheitlichen 
Versorgung. Denn Einrichtungen der Gesundheitsversor-
gung haben Chancen für Prävention und Intervention. Sie 

können Betroffene frühzeitig erreichen und Gewalterfah-
rungen in einem vertraulichen Rahmen ansprechen. Die 
Gesundheitsversorgung kann Schnittstelle in das Hilfesys-
tem sein und es können konkrete Versorgungsangebote 
unterbreitet werden. Die Seite www.signal-intervention.de 
informiert über die Arbeit des Vereins, der sich als Koordinie-
rungs- und Interventionsstelle versteht, der Kooperations-
partner für Forschungs- und Praxisprojekte ist, Forschung 
und Lehre anbietet und Öffentlichkeitsarbeit betreibt.

Für von Gewalt betroffene Menschen gibt es eine Vielzahl 
von Hilfsangeboten im Internet. Dazu gehören u.a.:

Der bundesweit tätige Opferhilfeverein „Der Weiße 
Ring“ bietet für Menschen, die Opfer von Kriminali-
tät und Gewalt geworden sind, das Opfer-Telefon, eine 
Online-Beratung und Beratung vor Ort an. Die Seite www.
weisser-ring.de bietet einen thematischen Schnellein-
stieg in die Themenfelder Hilfe bei Cybermobbing, nach 
Vergewaltigung, nach Taschendiebstahl und nach Woh-
nungseinbruch, nach häuslicher Gewalt, bei Stalking und 
Informationen zur Opferentschädigung an.

Vom Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche 
Aufgaben wird „Das Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen – 
Unterstützung für Frauen in Not“ angeboten. Es ergänzt 
das regionale Unterstützungssystem für gewaltbetroffene 
Frauen, zu dem Frauenhäuser ebenso wie Fachberatungs- 
und Interventionsstellen zählen. Die Seite www.hilfetele-
fon.de bietet neben Informationen zum Hilfetelefon auch 
Informationen zu verschiedenen Gewaltformen gegen 
Frauen. Die Öffentlichkeitsarbeit des Hilfetelefons ist 
dargestellt und es gibt die Möglichkeit, Informationsma-
terialien zu bestellen oder herunter zu laden.

Das Diakonische Werk bietet mit der Seite www.
pflege-in-not.de für pflegende Angehörige, Gepflegte, 
Pflegepersonal und Pflegeeinrichtungen eine Beratungs- 
und Beschwerdestelle bei Konflikt und Gewalt in der 
Pflege älterer Menschen an. Die Seite informiert über das 
Beratungsteam, Partner und Förderer und verlinkt auf 
weitere Beratungs- und Beschwerdestellen und auf Inter-
views und Presseberichte zum Thema.

Der Verein Nummer gegen Kummer e.V. ist die Dach-
organisation des kostenfreien Beratungsangebots für 
Kinder, Jugendliche und Erwachsene. Die Seite www.
nummergegenkummer.de leitet zu den verschiedenen 
Beratungsangeboten telefonisch und per E-Mail und gibt 
einen Einblick in belastenden Lebenssituationen.

Das Projekt „was-geht-zu-weit.de“ ist von der Lan-
desstelle Jugendschutz Niedersachsen und der Hochschule 
Fulda initiiert. Die Homepage www.was-geht-zu-weit.de 
informiert junge Menschen rund um das Thema Dating, 
Liebe, Respekt und Grenzen und liefert dazu Tipps. Sie 
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bietet einen Überblick über die Anlaufstellen online und 
offline, die bei Grenzverletzungen und gewalttägigem Ver-
halten helfen.
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Bücher

Klaus Lieb, David Klemperer, Ralf Kölbel, 
Wolf-Dieter Ludwig. Interessenkonflikte, 
Korruption und Compliance im 
Gesundheitswesen. Medizinisch 
Wissenschaftliche Verlagsgesellschaft, 
2018. Paperback, 256 Seiten,  
ISBN: 978-3-95466-345-3, 59,95 €

Von allen Akteuren im Gesundheitswesen wird erwartet, 
dass der gesundheitsbezogene Nutzen für Patientinnen 
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und Patienten ihr handlungsleitendes Motiv ist, hinter 
dem alle anderen Interessen – auch die eigenen - zurück-
zustehen haben.

Gleichzeitig werden diese berechtigten Erwartungen 
der Bevölkerung nicht immer in ausreichendem Maß 
erfüllt: Vielfältige finanzielle, aber ebenso auch nicht 
materielle Interessen von Leistungserbringern können mit 
dem Patientenwohl konkurrieren und die Entscheidungs-
findung beeinflussen – und dies häufig ohne, dass es den 
Betroffenen bewusst wird. Diese Konstellationen ergeben 
sich nicht selten aus den spezifischen gesetzlichen Rah-
menbedingungen. Nicht nur die in der Versorgung tätigen 
Akteure des Gesundheitssystems können betroffen sein, 
sondern ebenso beispielsweise Wissenschaftlerinnen 
oder Journalisten.

Die Autoren analysieren die zugrunde liegenden Kon-
flikte und ihre Ursachen gründlich und nachvollziehbar. 
Für unterschiedliche Konstellationen und Berufsgruppen 
machen sie deutlich, wo Korruptionsrisiken lauern und 
verdeutlichen an Beispielen, welche Folgen entstehen 
können. Umsetzbare und kontextadäquate Handlungs-
empfehlungen helfen, Interessenkonflikte zu erkennen, 
mit ihnen umzugehen und Korruption zu vermeiden.

Das Buch richtet sich an alle im Gesundheitswesen 
Tätigen, nicht nur an Personen mit Entscheidungsver-
antwortung und leitendes Personal. Denn jede und jeder, 
die oder der im Gesundheitswesen arbeitet, sollte sich 
in einer ruhigen Minute auch selbstkritisch mit diesem 
Thema auseinandersetzen.

Lehre

Hebammenausbildung soll akademisiert 
werden

Die Richtlinie zur Anerkennung von Berufsqualifikationen 
in Europa wurde bereits im Jahr 2013 durch die Richtlinie 
2013/55/EU geändert. Für Hebammen und Entbindungs-
pfleger änderte sich damit, dass die Zugangsvorausset-
zung zur Hebammenausbildung von einer zehnjährigen 
allgemeinen Schulausbildung auf eine zwölfjährige all-
gemeine Schulausbildung angehoben worden sind. Auch 
wurde der Erwerb wissenschaftlicher Kompetenzen deut-
licher betont. Die Regelungen müssen in den Mitglied-
staaten bis zum 18. Januar 2020 umgesetzt sein.

Lange war unklar, wie die Bundesregierung mit diesen 
Anforderungen umgehen wird. Während der Berufsver-
band auf eine Vollakademisierung des Hebammenberufes 
hoffte, gibt es nach wie vor einige Akteure, die die Anhe-
bung der Ausbildung auf ein Hochschulniveau für nicht 

angemessen halten. Im Oktober 2018, quasi in allerletz-
ter Minute, hat Gesundheitsminister Spahn angekündigt, 
die Ausbildung nach den EU-Vorgaben zu novellieren und 
als akademische Ausbildung orientiert an einem dualen 
Studium ausgestalten zu wollen. Wie dies genau erfolgen 
soll, blieb noch offen.

Gegner*innen der Akademisierung der Hebammen 
argumentieren mit der Notwendigkeit einer umfassenden 
praktischen Ausbildung - nach geltenden Regelungen 
3000 Stunden –, der Qualität der dualen Berufsausbil-
dung in Deutschland und dem Fachkräftemangel in der 
Geburtshilfe. Befürworter*innen entgegen, dass die 
Qualität der praktischen Ausbildung in einem dualen 
Studium keineswegs sinken muss, die Hebammenaus-
bildung ohnehin nicht zum regulären dualen Berufs-
ausbildungssystem gehört und ein Studium den Beruf 
attraktiver gestalten kann. Gerade in Deutschland könnte 
ein anderes Argument besondere Bedeutung haben: Heb-
ammen haben Vorbehaltstätigkeiten mit einem hohen 
Verantwortungsbereich. Dieser Verantwortung können 
sie nur gerecht werden, wenn Sie die bestmögliche Ver-
sorgung aufgrund bestmöglicher Ausbildung bieten 
können. Bestmögliche Versorgung erfordert, sich regel-
mäßig darüber auf dem Laufenden zu halten, für welche 
Maßnahmen auf welchem Grad von Gewissheit welche 
Nachweise auf Wirksamkeit mit welchen Risiken bestehen 
(Evidenz). Dafür ist eine wissenschaftliche Ausbildung 
notwendig. Qualitativ hochwertige Versorgung bedeutet, 
auf Basis von Evidenz, klinischer Erfahrung und den Prä-
ferenzen der betroffenen Frauen und deren Angehörigen 
zu entscheiden.

Hebammen nehmen über die Begleitung in Geburt 
und Wochenbett hinaus Public Health relevante Aufga-
ben z.B. als Familienhebammen, bei der Familienplanung 
oder in der Schwangerenvorsorge wahr. Zu hoffen ist, dass 
die Grundlagen von Public Health auch Gegenstand der 
künftigen Studiengänge sein werden.

Erfahrungen mit einem primärqualifizierenden, 
ausbildungsintegrierendem Studium der Hebammen-
kunde im Rahmen der bisher geltenden sog. Modellklau-
sel haben die Hochschulen Bochum, Fulda und Berlin. 
Andere Standorte bieten bislang primär berufsaufbau-
ende Studiengänge an.

Nähere Informationen: Prof. Dr. Beate Blättner, beate.
blaettner@pg.hs-fulda.de

Gesellschaften
Public Health lebt von der Vernetzung, der Offenheit 
und der Beteiligung aller. Im Jahr 2017 auf dem Kongress 
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“Armut & Gesundheit” (A&G) wurde der Fachbereich Stu-
dierende (FB Studierende) der Deutschen Gesellschaft für 
Public Health e.V. (DGPH) gegründet. Derzeit gibt es im 
FB 96 Studierende. Die feste Verankerung in der Public 
Health-Community als Stimme aller Public Health-Studie-
renden in Deutschland ist nur ein Ziel. Des weiteren ist 
dem FB die Vernetzung unter Public Health-Studierenden 
sowie die interdisziplinäre Zusammenarbeit in verschie-
denen Projekten sehr wichtig.

Kommende Projekte sind u.a. die Planung und 
Durchführung des Workshops “Ist das Public Health - 
oder kann das weg?” sowie eine Posterpräsentation mit 
dem Titel “Deine Abschlussarbeit verdient ein größeres 
Publikum als die Schublade?!” auf dem Kongress A&G 
2019. Ein studentisches SymPHosium “Das Public Health-
Studium: aus dem Hörsaal in die Praxis”, das am Vortag 
vom Kongress A&G 2019  stattfinden wird, ist ebenfalls 
in Planung. Die Studierenden erhalten dort die Möglich-
keit Abschlussarbeiten in einem standortübergreifen-
den Rahmen vorzustellen sowie durch Keynotespeaker 

Einblicke in Karrierewege im Bereich Public Health zu 
bekommen.

Zusätzlich zu den Projekten haben sich verschiedene 
Arbeitsgruppen (AG) im Fachbereich gebildet, wie die AG 
Studierendengesundheit, AG Öffentlichkeitsarbeit, AG 
Mentoring sowie die AG Homepage.

Der FB arbeitet hauptsächlich digital durch die 
Nutzung von Online-Tools. Zwei- bis dreimal im Jahr 
findet ein Fachbereichstreffen statt, um im persönlichen 
Austausch die Visionen und Projekte des FBs weiter vor-
anzutreiben. Seit dem Momentum der Entstehung hat der 
FB in kurzer Zeit viel erreicht. Jedoch ist er noch längst 
nicht am Ziel und strebt daher eine ständige Erweiterung 
der aktuell vertretenen Studienstandorte sowie Vergröße-
rung der Community an. Interessierte Studierende sind 
daher herzlich eingeladen, an der Weiterentwicklung des 
FBs mitzuwirken.

Kontaktmöglichkeit: Kathrin Poggel & Katharina 
Klein, Fachbereichssprecherinnen FB Studierende DGPH 
e.V., studierende@dg-public-health.de


